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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 35/14 B 
 
L 9 R 135/12 (LSG Baden-Württemberg) 
S 4 R 3245/10 (SG Mannheim) 
 
 
 
…………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Adalbert-Stifter-Straße 105, 70437 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. März 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l    sowie die Richter   G a s s e r  

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg 

vom 17. Dezember 2013 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbe-

zeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 17.12.2013 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch des Klägers auf 

Rente wegen Erwerbsminderung, auch bei Berufsunfähigkeit, verneint und das von der Beklag-

ten im Berufungsverfahren angefochtene Urteil des SG Mannheim vom 9.12.2011, mit dem dem 

Kläger eine Rente wegen voller Erwerbsminderung ab 1.2.2010 zugesprochen worden war, auf-

gehoben. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dem LSG-Urteil hat der Kläger mit Schreiben vom 

28.1.2014 sinngemäß Beschwerde ("Widerspruch") erhoben und für die Durchführung des 

Nichtzulassungsbeschwerdeverfahrens Prozesskostenhilfe (PKH) beantragt. 

 

 

II 

 

Der Antrag auf PKH ist abzulehnen. 

 

Gemäß § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 ZPO kann einem Beteiligten, der nach seinen persönli-

chen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, nur zum Teil oder 

nur in Raten aufbringen kann, für das Verfahren vor dem BSG PKH bewilligt werden, wenn die 

beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig er-

scheint. 

 

Hier fehlt es der beabsichtigten Rechtsverfolgung an hinreichender Aussicht auf Erfolg. Es ist 

nicht zu erkennen, dass einer Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers Erfolg beschieden sein 

könnte. Daher kommt die Beiordnung eines Rechtsanwalts nicht in Betracht (§ 121 ZPO). 

 

Einzig mögliches Rechtsmittel gegen das angefochtene LSG-Urteil ist die Beschwerde gegen 

die Nichtzulassung der Revision. In diesem Sinne ist zugunsten des Klägers sein mit "Wider-

spruch" überschriebenes Begehren auszulegen. Im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde 

geht es aber nicht darum, ob das angefochtene Urteil des LSG richtig oder falsch ist. Vielmehr 

ist gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen 

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsge-

richts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrens-

mangel vorliegt, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zu-

lassungsgrund ist nach Prüfung des Streitstoffs unter Berücksichtigung des Vorbringens des 

Klägers nicht ersichtlich. 
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Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Berufungsurteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung 

im Sinne dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt, von der angestrebten Ent-

scheidung der Rechtssache im Revisionsverfahren somit erwartet werden kann, dass sie in ei-

ner bisher nicht geschehenen, jedoch das Interesse der Allgemeinheit berührenden Weise die 

Rechtseinheit herstellen, wahren oder sichern oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern 

wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 39 S 58; BSG SozR 1500 § 160a Nr 65 S 87; BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 30 S 57). Rechtsfragen, die in diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben 

könnten, sind hier nicht ersichtlich. 

 

Des Weiteren ist nicht erkennbar, dass der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) mit Erfolg geltend gemacht werden könnte. Divergenz bedeutet Widerspruch im Rechts-

satz oder - anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechtssätze, 

die den miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zugrunde gelegt worden sind. Sie 

kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abwei-

chung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des 

BVerfG aufgestellt hat (vgl Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, 

§ 160 RdNr 13). Davon kann hier nicht ausgegangen werden, weil sich die angefochtene Ent-

scheidung des LSG ersichtlich an den gesetzlichen Regelungen und der hierzu ergangenen 

höchstrichterlichen Rechtsprechung orientiert hat. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensfehler feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

zur Zulassung der Revision führen könnte. Der Kläger war sowohl im Klage- als auch im Beru-

fungsverfahren und auch in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG am 17.12.2013 durch 

einen Rechtsanwalt vertreten und konnte daher seinen Standpunkt rechtskundig vortragen. Es 

ist auch nicht ersichtlich, dass das Berufungsgericht den Streitgegenstand (vgl § 123 SGG) ver-

kannt hat. Gegenstand des vorliegenden Verfahrens ist ausschließlich der vom Kläger gegen-

über der Beklagten mit Antrag vom Februar 2010 geltend gemachte Anspruch auf Rente wegen 

Erwerbsminderung, den diese mit Bescheid vom 23.3.2010 in Gestalt des Widerspruchsbe-

scheids vom 3.8.2010 verneint hat. Hierüber aber hat das LSG entschieden. Soweit der Kläger 

sinngemäß rügt, das Berufungsgericht hätte den Sachverhalt in medizinischer und berufskundli-

cher Hinsicht weiter aufklären müssen, kann er hiermit im Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren 

nicht durchdringen. Denn ausweislich des Sitzungsprotokolls vom 17.12.2013 wurde kein ent-

sprechender Beweisantrag gestellt. Soweit der Kläger schließlich mit der Auswertung und Wür-

digung der aktenkundigen medizinischen und berufskundlichen Unterlagen durch das LSG nicht 

einverstanden ist, ist dies für das Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren unerheblich. Denn in ei-

nem solchen Verfahren kann die Richtigkeit der Beweiswürdigung des LSG nicht überprüft wer-
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den (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG, wonach eine Verletzung des § 128 Abs 1 S 1 SGG nicht gerügt 

werden kann). 

 

 

III 

 

Die von dem Kläger persönlich erhobene Beschwerde ist bereits deshalb unzulässig, weil sie 

nicht von einem gemäß § 73 Abs 4 SGG beim BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten ein-

gelegt worden ist. Schon die Beschwerdeschrift muss von einem nach dieser Vorschrift zugelas-

senen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein. Hierauf ist der Kläger in der Rechtsmittelbe-

lehrung der angefochtenen Berufungsentscheidung hingewiesen worden. 

 

Die Verwerfung der unzulässigen Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG 

iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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